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	Wahlrecht
	Rechtsgrundlage
	Anwendungsbereich 

	Festwertverfahren
	§ 37 Abs. 2 i.V.m. § 43 Abs. 1 Nr. 2 GemHVO
	Wahlrecht zur Bildung wurde beim Medienbestand der Stadtbüchereien ausgeübt.

Das Festwertverfahren wird bei Vorliegen der Voraussetzungen angewandt.


	Gruppenbewertung
	§ 37 Abs. 3 i.V.m. § 43 Abs. 1 Nr. 2 GemHVO
	Die Gruppenbewertung (Ansatz mit dem gewogenen Durchschnittswert) wurde bzw. wird bei Vorliegen der Voraussetzungen in Teilbereichen sachgerecht angewandt.


	Stichprobeninventur
	§ 38 Abs. 1 GemHVO
	Im Bereich der Vorräte kann die Stichprobeninventur bei Vorliegen der Voraussetzungen angewandt werden.


	Permanente Inventur,
vor- oder nachverlagerte Inventur
	§ 38 Abs. 3 GemHVO
	Permanente Inventur:
Wird beim Anlagevermögen praktiziert.

Vorgezogene Inventur:

Von der vorgezogenen Inventur wird bei Vorliegen aller Voraussetzungen Gebrauch gemacht
Nachverlagerte Inventur:

Bei der Erfassung des Vorratsvermögens für die Eröffnungsbilanz angewandt.


	Befreiung von der Inventarisierung von beweglichen Vermögensgegenständen des Sachvermögens

	§ 38 Abs. 4 GemHVO 
	Die Befreiung von der Inventarisierung bis 410 Euro netto wurde ab 01.01.2010 erteilt. 

	Bilanzierung von erhaltenen Investitionszuschüssen nach der Brutto- oder Nettomethode
	§ 40 Abs. 4 GemHVO
	Anwendung der Bruttomethode: Die erhaltenen Investitionszuschüsse werden gesondert als passive Sonderposten ausgewiesen.
Für die Erstellung der Eröffnungsbilanz wurden i. d. R. die bis Ende 2003 erhaltenen Sonderposten für Straßenflurstücke ausnahmsweise nach der Nettomethode angesetzt.


	Rückstellungen
	§ 41 Abs. 2 GemHVO
	Wahlrückstellungen für zukünftige Aufwendungen wurden gebildet für
· Beihilfeverpflichtungen auf Grund beamtenrechtlicher oder vertraglicher Ansprüche

· Bauvorhaben Stuttgart 21

· Belastungen im Rahmen des Finanzausgleichs

· Haushaltsreste Verwaltungshaushalt 2009

· Wohnungsbauförderung

	Wahlrecht
	Rechtsgrundlage
	Anwendungsbereich 

	Umfang der Herstellungskosten
	§ 44 Abs. 2 und 4 GemHVO
	Aktivierung aller Herstellungskosten gemäß der haushaltsrechtlichen Wertobergrenze mit Ausnahme der Verwaltungsgemeinkosten und der Fremdkapitalzinsen im Falle der Gesamtdeckung


	Bewertungsvereinfachungsverfahren
	§ 45 Abs. 1 GemHVO
	Für den Wertansatz gleichartiger Vermögensgegenstände des Vorratsvermögens wird bei Vorliegen der Voraussetzungen vom Wahlrecht Gebrauch gemacht (Verbrauchsfolgeverfahren periodisches LiFo)


	Geringwertige Vermögensgegenstände
	§ 46 Abs. 2 Satz 2 GemHVO
	Beschaffungen für nach § 38 Abs. 4 GemHVO von der Inventarisierung befreiten beweglichen Vermögensgegenstände werden als Sofortaufwand gebucht. Ausnahme: Beschaffungen als Erstausstattung im Rahmen einer Baumaßnahme.

	Besondere Wahlrechte im Zusammenhang mit der Erstellung der Eröffnungsbilanz


	Verzicht auf die Bilanzierung und Inventarisierung von beweglichen Vermögensgegenständen, deren Anschaffung oder Herstellung länger als 6 Jahre vor dem Stichtag für die Eröffnungsbilanz (01.01.2010) zurückliegen.

	§ 62 Abs. 1 Satz 3 GemHVO
	Vom Wahlrecht wurde grundsätzlich Gebrauch gemacht. Jedoch gab es auch Teilbereiche, insbesondere Kostenrechnende Einrichtungen und Betriebe gewerblicher Art, die schon einen längeren Zeitraum ihre Vermögensgegenstände erfassen, so dass diese übernommen wurden.

	Erfahrungswerte statt tatsächlichen (historischen) Anschaffungs- und Herstellungskosten

	§ 62 Abs. 1 bis 4 GemHVO
	Soweit die tatsächlichen Anschaffungs- und Herstellungskosten nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand ermittelbar waren (z.B. Flurstücke, Gebäude, Straßen) wurden nach den Regeln des § 62 GemHVO Erfahrungswerte angesetzt.
Damit ging teilweise eine Durchbrechung des Einzelerfassungsgrundsatzes einher, wie bspw. bei den nach Gebäudebewertungen nach Gebäudeversicherungswert, bei den Grünanlagen und öffentlichen Kinderspielplätzen.


	Verzicht auf den Ansatz von geleisteten Investitionszuschüssen als Aktiv-Sonderposten in der Eröffnungsbilanz
	§ 62 Abs. 6 Satz 2 GemHVO
	Vom Wahlrecht wurde Gebrauch gemacht. 

Gegebene Investitionszuschüsse werden ab 2010 bilanziert.


